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Geschätzte Leserinnen und Leser 

 

Im November 2017 hat das Bau- und Justizdepartement (BJD) die letzten Baukonferen-

zen im üblichen Rahmen (Referate, Übungen, Mitteilungsblatt) durchgeführt. Im Jahr 

2021 werden voraussichtlich wiederum Baukonferenzen im herkömmlichen Sinn statt-

finden.  

 

In Anbetracht der vielerorts laufenden Gesamtrevision der Ortsplanung und der damit 

einhergehenden vollumfänglichen Anwendbarkeit der gemäss Interkantonaler Verein-

barung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB, BGS 711.64) revidierten Kanto-

nalen Bauverordnung (KBV, BGS 711.61, in dieser Publikation mit nKBV abgekürzt) wol-

len wir Ihnen mit dem vorliegenden Mitteilungsblatt auch in der Zwischenzeit eine Hil-

festellung geben. Bitte beachten Sie, dass dieses Mitteilungsblatt nur als Download ver-

fügbar ist, also nicht als Hardcopy verteilt wird. Das Bau- und Justizdepartement ist ger-

ne bereit, Sie in der Anwendung des revidierten Baurechts durch Beratung zu unter-

stützen. 

 

Wir danken Ihnen für Ihre wertvollen Dienste im Interesse der Öffentlichkeit und wün-

schen Ihnen viel Befriedigung in Ihrer anspruchsvollen Tätigkeit. 

 

 

Für die Autoren: Regula Reber, Christine Tschan Steffen, Isabelle Frey, Adriana Büttler, 

Thomas Wiggli, Simon Willi, Ruedi Eng und Ralph Kaiser (Beiträge Rechtsdienst BJD) 

Thomas Schwaller (Beitrag Amt für Raumplanung, mit * markiert)

 

im April 2020 
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5 

 

 



6 

 

 



7 

 

 



8 

 

 



9 

 

 



10 

 

 



11 

 

 



12 

 

 



13 

 

 



14 

 

 



15 

 

 



16 

 

 



17 

 

 



18 

 

 

 

___________________________ 



19 

Terrain 

Grundsatz 

Als  massgebendes Terrain gilt der natürlich gewachsene Geländeverlauf  

(§ 16bis Abs. 1 nKBV).  

 

Unterschiede altes  und neues Recht 

Der Begriff «massgebendes Terrain» entspricht dem in §§ 17 f. aKBV verwendeten Be-

griff «gewachsenes Terrain».  

Ausnahmen 

1. Kann der natürlich gewachsene Geländeverlauf infolge früherer Abgrabungen 

und Aufschüttungen nicht mehr festgestellt werden, ist vom natürlichen Gelände-

verlauf der Umgebung auszugehen (§ 16bis Abs. 2 nKBV). Dabei gilt, dass eine vor 

vielen Jahren vorgenommene Terrainveränderung nur dann unbeachtlich ist, 

wenn sie sich harmonisch ins umliegende Gelände einfügt. So wird dem Umstand 

Rechnung getragen, dass nicht jede Terrainaufschüttung der letzten Jahrzehnte 

gleich gut dokumentiert und exakt nachvollziehbar ist (vgl. GER 1/2018). Dies ent-

spricht der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts zum Begriff «massgebendes 

Terrain», wonach bei der Ermittlung des gewachsenen Terrains nicht auf den Ge-

ländelauf abzustellen sei, wie er vor unvordenklicher Zeit bestanden hat. Bei Häu-
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sern, die nach Ablauf ihrer Lebensdauer abgebrochen würden, gilt das vorhande-

ne Terrain als gewachsen (SOG 1995 Nr. 22).  

2. Aus planerischen oder erschliessungstechnischen Gründen kann das massgebende 

Terrain in einem Planungs- oder im Baubewilligungsverfahren abweichend festge-

legt werden (§ 16bis Abs. 2 KBV). Die Neufestlegung ist nur sehr zurückhaltend an-

zuwenden.  

Anwendungsfälle 

Das massgebende Terrain ist zu berücksichtigen bei der   

- Berechnung der Gesamthöhe (§ 18bis KBV)  

- Definition von unterirdische Bauten (§ 21bis Abs. 2 KBV) 

- Definition von Unterniveaubauten (§ 21bis Abs. 3 KBV) 

- Definition der Fassadenflucht (§ 21ter Abs. 1 KBV) 

- Definition der Fassadenlinie (§ 21ter Abs. 2 KBV) 

- Definition der Baumassenziffer (§ 37ter Abs. 1 KBV) 

- Definition des Bauvolumens (§ 37ter Abs. 2 KBV) 

- Definition des Untergeschosses (§ 17 KBV) 

- Messung der Terrainveränderungen (§ 63bis KBV) 

 

___________________________ 
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Terrainveränderungen 

 

 



22 

 

 



23 

 

 

___________________________ 



24 

Vollgeschosse, Untergeschosse, Dachgeschosse 

 

 



25 

 

 



26 

 

 

 

___________________________ 



27 

Bemerkungen zur Ermittlung des Durchschnittsmasses  bei der Bestimmung 

von Untergeschossen (§ 17 nKBV) 

Bis anhin durfte ein Untergeschoss nicht mehr als 1.2 m in der Ebene bzw. 1.5 m am 

Hang über das gewachsene oder tiefer gelegte Terrain hinausragen (§ 17 aKBV). Es 

durfte also ein Maximalmass nicht überschritten werden. Neu darf in diesem Zusam-

menhang ein Durchschnittsmass von 1.2 m nicht überschritten werden (§ 17 nKBV). Die 

Bestimmung dieses Durchschnittsmasses stellt nun an alle Beteiligte höhere Anforde-

rungen als die Bestimmung eines Maximalmasses, weshalb nachstehend dazu eine Hilfe-

stellung erfolgen soll. 

In den Erläuterungen zur IVHB heisst es dazu: «Die Berechnungsweise des Durch-

schnittsmasses ist vom kantonalen Recht festzulegen. Dabei sind vereinfachte Metho-

den möglich: Beispiel des Kantons Aargau: Durchschnittsmass = [Fassadenfläche über 

der Fassadenlinie minus Fassadenfläche unter der Fassadenlinie] geteilt durch die Länge 

der gesamten Fassadenlinie. Dabei handelt es sich nicht um eine Berechnung des Mit-

tels, sondern um eine vereinfachte geometrische Methode. Eine stark vereinfachte Be-

rechnung des Durchschnittmasses kennt auch der Kanton Neuenburg: Bestimmt wird 

das Durchschnittmass der Höhe über der Fassadenlinie in sämtlichen Gebäudeecken». 

Dass Vereinfachungen zulässig sind, hat das Bau- und Justizdepartement bereits in sei-

nem Mitteilungsblatt 2018 festgehalten (a.a.O., Ziff. 2.2_4, S. 42). Um das Problem ma-

thematisch korrekt zu modellieren, wurde ein Mathematiker der Kantonsschule Solo-

thurn zu Rate gezogen. Dieser kommt zum Ergebnis, dass die «Aargauer Methode» ei-

nen guten Kompromiss darstellt. 

Nachstehend soll der interessierten Anwenderin, dem interessierten Anwender dessen 

Herleitung (auszugsweise) nicht vorenthalten werden: 

Unter Zuhilfenahme des Mittelwertsatz für Integrale kommt man zu folgendem Ergeb-

nis: Durchschnittshöhe h =  * ; dabei ist f(x) der Abstand von der Oberkante des 

fertigen Bodes des darüber liegenden Vollgeschosses zur Fassadenlinie (§ 17 nKBV) an 

der Stelle x der Fassadenabwicklung. Als L ist die Länge der gesamten Fassadenabwick-

lung (= Fassadenlinie, § 21ter Abs. 2 nKBV) einzusetzen. Der Integralterm stellt somit die 

Fläche zwischen (oberem) Boden und Fassadenlinie dar. 

Mathematisch ist somit die «Aargauer Methode» korrekt. Der Bauherr/Planer wird die 

erforderlichen Berechnungen im CAD ohne weiteres durchführen können. Aufwändiger 

wird es, wenn man die Berechnungen anhand der Pläne selbst durchführen will. Je nach 
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Geländeverlauf wird man dann zahlreiche, berechenbare «Teilwandflächen» zusam-

menzählen müssen, um die Gesamtfläche zu erhalten. Dabei ist zu beachten, dass sich 

allfällige Fehler in der 1. Ordnung auswirken, was heisst: Wird die Fläche um p% falsch 

berechnet, so ist auch die Durchschnittshöhe h um p% falsch. Ein Zahlenbeispiel: Die 

Fläche ist tatsächlich 100 m2 und die Fassadenlinie L beträgt 100 m (lässt sich immer ge-

nau bestimmen), wurde aber die Fläche nur mit 90 m2 ermittelt (angenähert), so ist die 

Durchschnittshöhe h in Tat und Wahrheit 1 m, geschätzt wird aber nur 0.9 m und um-

gekehrt. 

Die «Neuenburger Methode» taugt in drei Fällen (Fehler 0): 

- Beliebiges Haus in der Ebene, 

Profilverlauf der Fassadenlinie 

- Rechteckiges (orthogonales) Haus am Hang (stetiges Gefälle) mit der Falllinie ortho-

gonal zu einer Hausseite, 

Profilverlauf der Fassadenlinie, wobei b = d und c = e 

- Quadratisches Haus in beliebiger Lage am Hang (stetiges Gefälle) 

Profilverlauf der Fassadenlinie 

Fazit: In zahlreichen Fällen, reicht die Bestimmung des Durchschnittsmasses in den Ge-

bäudeecken; in allen anderen Fällen muss die Fläche über der Fassadenlinie möglichst 

exakt ermittelt werden, was dem Bauherrn im Baugesuch überlassen werden sollte. 

 

___________________________ 
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Attikageschosse 

Definition 

Ein Attikageschoss ist gemäss alter und neuer Regelung ein auf Flachdächern (max. 5% 

Neigung) aufgesetztes, zusätzliches Geschoss. Das Attikageschoss geniesst neu wie bis-

her gewisse Privilegien.  

Gesetzliche Grundlagen des Attikageschosses:  

- aKBV:  §§ 17bis Abs. 3 und 18 Abs. 3 

- nKBV:  §§ 16ter Abs. 1, 17ter, 18 Abs. 3, 22 Abs. 2  

Rücksprung 

Das Attikageschoss muss nach aKBV (§ 17bis Abs. 3) wie auch nach nKBV (§ 17ter Abs. 2) 

um mindestens folgendes Mass zurückspringen: 

- an einer Längsfassade 4 m,  

- bei zwei ganzen Längsfassaden je 2 m, oder  

- bei einer ganzen Längsfassade und zwei ganzen Breitfassaden je 2 m 
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Der Rücksprung wird gemäss langjähriger Praxis zur aKBV ab der darunterliegenden 

Hauptfassade und anrechenbarer Bruttogeschossfläche (aBGF) bemessen. Balkone – 

auch verglaste – zählen ungeachtet ihrer Grösse nicht zur anrechenbaren Bruttoge-

schossfläche.  

 

Nach nKBV misst sich der Rücksprung von der Fassadenflucht aus.  

Die bisherige Praxis (Berechnung des Rücksprungs ab darunterliegender Hauptfassade 

und aBGF) gilt unter Anwendung der nKBV nicht mehr. Die Hauptfassade wird abgelöst 

durch die Fassadenflucht. Gleichzeitig ist die Nutzungsziffer bzw. die unter dem Attika-

geschoss anrechenbare Nutzung als Mass für den Rücksprung nach nKBV ungeeignet. So 

unterscheiden sich die verschiedenen Nutzungsziffern (Überbauungsziffer, Geschossflä-

chenziffer, Baumassenziffer) in ihrer Ausgestaltung deutlich.  

Wäre die unter dem Attikageschoss liegende Fläche für den Rücksprung ebenfalls mass-

gebend, würde der Rücksprung je nach Nutzungsziffer unterschiedlich gross ausfallen. 

Für eine solche Unterscheidung gibt es keinen sachlichen Grund. Die unter dem Attika-

geschoss liegende Fläche ist damit nicht mehr als Kriterium für die Bemessung des Rück-

sprungs heranzuziehen.  

Nochmals zurück zur Fassadenflucht, welche also nach nKBV für den Rücksprung mass-

gebend ist: Die Fassadenflucht definiert sich als Mantelfläche, gebildet aus den lotrech-

ten Geraden durch die äussersten Punkte des Baukörpers über dem massgebenden Ter-

rain. Vorspringende Gebäudeteile (Erker, Vordächer, Aussentreppe, Balkone von max. 

1.2 m Tiefe) werden nicht berücksichtigt (§ 21ter Abs. 1 und 4 nKBV). Ein Balkon also, der 

weniger tief als 1.2 m ist, ist bei der Bestimmung der Fassadenflucht nicht massgebend. 

Für den Rücksprung darf er folglich nicht berücksichtigt werden. Ist hingegen der Bal-
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kon tiefer als 1.2 m, gilt er nicht mehr als vorspringender Gebäudeteil. Entsprechend 

darf der Balkon bei der Bestimmung des Rücksprungs berücksichtigt werden.  

 

 

Priv ilegien des Attikageschosses  

Geschosszahl  

Das Attikageschoss zählt nach aKBV (§ 17bis Abs. 3) wie nach nKBV (§ 16 Abs. 1 i.V.m. 

§ 16ter Abs. 1) nicht als ein an die Geschosszahl anzurechnendes Geschoss.  

Nutzungsziffern 

Nach aKBV (§§ 34 Abs. 3 i.V.m. 17bis Abs. 3) muss das Attikageschoss nicht an die Brutto-

geschossfläche angerechnet werden.  

Gemäss nKBV ist je nach Nutzungsziffer zu unterscheiden:  

- Massgebend bei der Überbauungsziffer ist die Fläche innerhalb der projizierten Fas-

sadenlinie (§ 35 nKBV). Das Attika liegt immer innerhalb der projizierten Fassadenli-

nie. Diese Fläche wäre aber ohne Attikageschoss nicht kleiner. Das Attikageschoss 

hat damit keine Auswirkung auf die Grösse der Überbauungsziffer. 

- Bei der Geschossflächenziffer zählt das Attikageschoss als anrechenbare Geschossflä-

che (vgl. § 37bis und Anhang I Figur 16 nKBV). 

- Bei der Baumassenziffer zählt das Attikageschoss ebenfalls zum anrechenbaren Bau-

volumen (vgl. § 37ter und Anhang I Figur 17 nKBV).  
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Gebäude- / Fassadenhöhe  

Attikageschosse sind bei der Gebäudehöhe nach aKBV (§ 18 Abs. 3) als auch bei der Fas-

sadenhöhe nach nKBV (§ 18 Abs. 3) mit einem Abzug von 1.5 m privilegiert.  

Die Brüstung beim Rücksprung muss jedoch nach aKBV und nKBV die maximal zulässige 

Gebäude-/Fassadenhöhe einhalten.  

 

Grenzabstand 

Das Attikageschoss, das nicht an die Geschosszahl angerechnet wird, ist nach aKBV auf 

allen Seiten des Gebäudes für den Grenzabstand unbeachtlich.   

 

Gemäss nKBV (§ 22 Abs. 2) hingegen werden Attikageschosse bei der Fassade, deren 

Rücksprung weniger als 2 m beträgt, zur massgebenden Geschosszahl hinzugerechnet. 

Bei einem Rücksprung entlang der Längsfassade gilt die Seitenfassade als höhenmässig 
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gestaffelt. Deshalb wird der Grenzabstand in diesem Bereich für jeden Gebäudeteil (At-

tika / Rücksprung) separat berechnet (vgl. § 16ter Abs. 2 nKBV).  

 

 

___________________________ 
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Gebäude - / Fassadenhöhen (aKBV / nKBV) 
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___________________________ 
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Die Nutzungsziffern 

Mit der Teilrevision der Kantonalen Bauverordnung (KBV; BGS 711.61) wurden die von 

der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB; BGS 

711.64) definierten Nutzungsziffern übernommen. Die neu nicht mehr vorgesehene 

Ausnützungsziffer wurde durch Dichteziffern und Flächenanteilsziffern ersetzt. Die bei-

den Dichteziffern Geschossflächenziffer und Baumassenziffer bezeichnen ein Verhältnis 

zwischen Geschossflächen oder Gebäudevolumen und der anrechenbaren Grundstücks-

fläche. Der Quotient kann über 1 (oder 100%) liegen. Die beiden Flächenanteilsziffern 

Überbauungsziffer und Grünflächenziffer bezeichnen den Flächenteil des gesamten 

Grundstücks, der überbaut ist oder der unversiegelt ist. Der entsprechende Flächenteil 

kann nie grösser als 1 (oder 100%) sein. 

Es steht den Gemeinden neu frei, weder eine Geschossflächen- noch eine Überbauungs- 

oder Baumassenziffer festzulegen und die Nutzung eines Grundstücks nur über die Ge-

bäude- und Grenzabstände sowie Gebäudelängen, -breiten und -höhen einzugrenzen. 

In einem solchen Fall würde aufgrund des kantonalen Rechts bloss noch eine Grünflä-

chenziffer von mindestens 0.4 in Wohnzonen zusätzlich gelten (§ 36 Abs. 3 nKBV). 

Anrechenbare Grundstücksfläche (§ 34 nKBV, aGSF) 

Zur anrechenbaren Grundstücksfläche gehören die in der entsprechenden Bauzone lie-

genden Grundstücksflächen bzw. Grundstücksteile. Die Flächen der Hauszufahrten wer-

den angerechnet. Nicht angerechnet werden die Flächen der Grund-, Grob- und Feiner-

schliessung (nKBV Anhang I, Figur 14), wobei damit die öffentliche Erschliessung ge-

meint ist (etwa entsprechend den Kategorien „Hauptverkehrsstrassen, Sammelstrassen, 

Erschliessungsstrassen“ gemäss § 39 Abs. 1 der Grundeigentümerbeitragsverordnung, 

BGS 711.41). So wird die bisherige Praxis im Wesentlichen beibehalten. Die einzige Än-

derung gegenüber dem alten Recht besteht prima vista darin, dass eine Privatstrasse, 

welche mit einem Wegrecht zugunsten der Öffentlichkeit belastet ist, neu zur anre-

chenbaren Grundstücksfläche hinzugerechnet wird (siehe für das alte Recht: aKBV An-

hang III Ziff. 1.2. erstes Lemma). 
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Flächenziffern 

Überbauungsziffer (§ 35 nKBV, ÜZ) 

Die Überbauungsziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren Gebäudefläche zur anre-

chenbaren Grundstücksfläche. Als anrechenbare Gebäudefläche gilt die Fläche inner-

halb der projizierten Fassadenlinie. Die Gemeinde kann neben maximalen auch minima-

le Überbauungsziffern festlegen. 

 

Die anrechenbare Gebäudefläche wird über die projizierte Fassadenlinie definiert. Bis 

zu 1.2 m vorspringende Gebäudeteile werden also nicht berücksichtigt. Hingegen wer-

den Gebäudeteile, welche mehr als 1.2 m vorspringen, ganz angerechnet. Sämtliche 

Gebäude (§ 21bis Abs. 1 nKBV: Gebäude sind ortsfeste Bauten, die […] eine feste Über-

dachung und in der Regel weiter Abschlüsse aufweisen), somit auch untergeordnete 

Anbauten, Gartenhäuschen, Pergolen etc. sowie die Flächen der Teile von Unterniveau-

bauten, die das massgebende oder tiefer gelegte Terrain überragen, zählen zur anre-

chenbaren Gebäudefläche. Nicht dazu zählen dagegen versiegelte, aber nicht mit Ge-

bäuden belegte Flächen wie beispielsweise Fahrzeugabstellplätze oder Gartensitzplätze 

oder andere nicht zu den Gebäuden zählende Anlagen. Die anrechenbare Gebäudeflä-

che im Sinne des Konkordats darf nicht verwechselt werden mit der „Gebäudegrundflä-

che“ im Sinne der Norm SIA 416 (2003) (SN 504 416), welche jene Fläche des Grund-

stücks umfasst, die „von Gebäuden oder Gebäudeteilen durchdrungen wird“. 
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Die Überbauungsziffer sagt – im Gegensatz etwa zu der Baumassenziffer – nichts über 

die Nutzungsdichte und das architektonische Erscheinungsbild aus, da lediglich die ma-

ximal beanspruchte Fläche vorgegeben wird, nicht aber die Höhe eines Gebäudes. Um 

die bauliche Dichte zu regeln, ist die Überbauungsziffer mit geeigneten Höhenmassen 

oder Geschosszahlen zu kombinieren.  

Grünflächenziffer (§ 36 nKBV, GZ) 

Die Grünflächenziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren Grünfläche zur anrechenba-

ren Grundstückfläche. Definiert werden anrechenbare Grünflächen als natürliche 

und/oder bepflanzte Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind und 

nicht als Abstellflächen dienen. Wo in den Zonenvorschriften keine Nutzungsziffern 

festgelegt sind, beträgt die Grünflächenziffer in Wohnzonen mindestens 0.4. In der 

Nutzungsplanung kann diese in begründeten Fällen – vorbehältlich der regierungsrätli-

chen Überprüfung auf Recht- und Zweckmässigkeit (vgl. § 18 PBG) – auch tiefer ange-

setzt werden.  

Die Definition der anrechenbaren Grünfläche lässt viel Interpretationsspielraum offen. 

Sie orientiert sich primär an der visuellen Wahrnehmung. Unversiegelte Flächen weisen 

denn auch nicht unbedingt einen natürlichen Bodenaufbau auf, denn sie können auch 

über unterirdischen Bauten sowie Unterniveaubauten liegen. Es ist also durchaus mög-

lich, dass ein Unterniveaubau zur anrechenbaren Gebäudefläche bei der Überbauungs-

ziffer zählt und gleichzeitig dank einer genügend mächtigen und bepflanzten Überde-

ckung als Grünfläche im Sinne der Grünflächenziffer gilt. Voraussetzung für die Erfül-

lung des Kriteriums „natürlich“ oder zumindest „bepflanzt“ ist entweder ein natürli-

cher Bodenaufbau, welcher einen intakten Stoffhaushalt sowie die Versickerung von 

Meteorwasser ermöglicht oder eine genügend mächtige Bodenschicht, die eine tatsäch-

liche Bepflanzung zulässt. Bei Dachbegrünungen handelt es sich nicht um Bodenflä-

chen, so dass es sich bei diesen definitionsgemäss nicht um Grünflächen handeln kann. 

«Natürlich» im Sinne von § 36 nKBV ist dagegen auch ein Steingarten mit minimaler 

Bepflanzung. Ebenfalls können unversiegelte Kiesflächen und -wege sowie Mergelflä-

chen und -wege und Ruderalflächen angerechnet werden. Nicht angerechnet wird je-

doch eine Terrasse mit Steinplatten, auch wenn diese nicht verfugt sind. Dagegen kön-

nen Gartenflächen, die mit normalen Steinplattenwegen erschlossen sind, zur Gänze 

zur Grünfläche gerechnet werden. Keine anrechenbare Grünfläche sind Autoabstellflä-

chen mit Rasengittersteinen, weil Abstellflächen ausdrücklich ausgeschlossen sind. 
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An der Praxis des BJD ändert sich somit aufgrund der strengeren Definition der Grünflä-

che insbesondere, dass Terrassen, Sitzplätze usw., welche mit nicht verfugten Steinplat-

ten o. Ä. erstellt werden, neu nicht mehr zur Grünfläche zählen können, selbst wenn 

darunter natürlicher Boden liegt und das Meteorwasser auf der Fläche versickern kann. 

Mit einer Folie versiegelte Schotter- und Steingärten, oder solche, die gar keine Be-

pflanzung aufweisen und daher optisch auch nicht als Grünfläche wirken, werden 

ebenfalls nicht zur Grünfläche angerechnet. Weiterhin möglich ist, dass die Gemeinden 

«Baumäquivalente» vorsehen. Auch können sie nach gestalterischen Kriterien den pro-

zentualen Anteil gewisser Elemente an der gesamten Grünfläche begrenzen (z.B. bei 

Steingärten). 

Eine gegen die Grünflächenziffer verstossende Parzellierung darf nicht erfolgen (§ 40 

Abs. 1 letzter Satz nKBV). Ein Transport der Grünflächenziffer ist ausgeschlossen (vgl. 

§ 38 nKBV). 

 

Zur Grünfläche zählen demnach etwa: 

a) Natürliche oder bepflanzte (d. h. genügend humusierte) Flächen, Mergelflächen und 

-wege, Kiesflächen und –wege, Ruderalflächen, Schrittplatten, 

b) Minimal begrünte Steingärten ohne Folie, 

c) Baumäquivalente, falls im kommunalen Reglement vorgesehen. 
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Hingegen nicht: 

d) Schwimmbäder, 

e) Überdachte Flächen, selbst wenn diese natürlich sind (so stellt beispielsweise auch 

die Fläche unter einer Pergola keine Grünfläche dar), 

f) Terrassen und Sitzplätze aus Steinplatten oder dergleichen, auch wenn diese nicht 

verfugt sind und das Meteorwasser versickern kann. Auch Holzroste über natürli-

chen Flächen gelten nicht (mehr) als Grünfläche. Kunstrasen kann nie Grünfläche 

sein, 

g) Parkplätze und andere Abstellflächen, unabhängig von der Bodenbeschaffenheit.  

Dichteziffern 

Geschossflächenziffer (§ 37bis nKBV, GFZ) 

Die Geschossflächenziffer ist das Verhältnis der Summe aller Geschossflächen zur anre-

chenbaren Grundstücksfläche. Die Geschossfläche ist die allseitig umschlossene und 

überdeckte Grundrissfläche der zugänglichen Geschosse einschliesslich der Konstrukti-

onsflächen. Daraus folgt, dass alle Geschossflächen in einem Gebäude einschliesslich der 

Wandquerschnitte einzurechnen sind. Ebenfalls anzurechnen sind, unabhängig von ih-

rer Nutzung, die unterirdischen Geschossflächen wie etwa Fahrzeugeinstellhallen und 

Lagerräume. Nicht angerechnet werden lediglich Flächen, deren lichte Höhe unter 1.2 

m liegt. Die Gemeinde kann neben maximalen auch minimale Geschossflächenziffern 

festlegen. 

Bei der Berechnung der Geschossflächenziffer werden die Flächen von offenen Gebäu-

den und Gebäudeteilen, die weniger als zur Hälfte durch Abschlüsse umgrenzt sind, die 

Flächen von Velounterständen sowie ein- und vorspringenden, auch verglasten, aber 

unbeheizten Balkonen und Wintergärten nicht angerechnet (§ 39 Abs. 4 nKBV). Bei die-

ser Privilegierung unterscheiden sich die verschiedenen Nutzungsziffern. So zählen Ve-

lounterstand und Wintergarten bspw. ohne weiteres zur Überbauungsziffer. 
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Figur 16 Geschossflächenziffer 

Die Gemeinden können in ihren Zonenvorschriften je ein eigenes Mass für die ober- 

und unterirdischen Geschossflächen festlegen. Ausgeschlossen ist hingegen ein Eingriff 

in vorgegebene Definitionen und Messweisen, so ist es beispielsweise nicht zulässig, die 

unterirdischen Geschossflächen als nicht anrechenbar zu erklären. 

Für die Umrechnung der bisherigen Ausnützungsziffer in eine Geschossflächenziffer 

gibt es keine einfachen, generell gültigen Umrechnungsfaktoren. Beim Wechsel von der 

Ausnützungsziffer zur Geschossflächenziffer erscheinen darum konkrete raumplaneri-

sche Überlegungen zur gewünschten baulichen Dichte vorteilhaft. 

Baumassenziffer (§ 37ter nKBV, BMZ) 

Die Baumassenziffer ist das Verhältnis des Bauvolumens über dem massgebenden Ter-

rain zur anrechenbaren Grundstücksfläche. Als Bauvolumen über dem massgebenden 

Terrain gilt das Volumen des Baukörpers mit seinen Aussenmassen. 

Das Volumen offener Gebäudeteile, die weniger als zur Hälfte durch Abschlüsse (bei-

spielsweise Wände) umgrenzt sind (z.B. bei einem Carport), wird nicht angerechnet. Die 

Gemeinde kann neben maximalen auch minimale Baumassenziffern festlegen. 
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Die Baumassenziffer drückt präzise die tatsächliche Dichte an oberirdischen Gebäudevo-

lumen aus. Sie liefert in diesem Bereich gute Dichtevergleiche zu raumplanerischen 

Zwecken, beispielsweise wenn die Frage gestellt wird, wie viel sichtbares Bauvolumen 

eine Landschaft, ein Quartier oder eine bestimmte Bauzone verträgt. 

 

___________________________ 
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Die Bedeutung von Grünflächen im Siedlungsraum * 

Bei der Siedlungsentwicklung nach innen nimmt die Bedeutung von Aussen-, Frei- und 

Grünräumen stark zu und beeinflusst die Akzeptanz der Bevölkerung für Entwicklungs-

vorhaben. Grünflächen im Siedlungsraum spielen auch in Zusammenhang mit dem ste-

ten Rückgang der Artenvielfalt – allem Voran dem Insektensterben – und dem Klima-

wandel eine zentrale Rolle. Unversiegelte und mit einheimischen und standortgerech-

ten Pflanzen begrünte Flächen im Siedlungsraum bieten Lebensraum für verschiedene 

Tier- und Pflanzenarten, dienen als Versickerungsflächen bei Starkniederschlägen und 

wirken sich mit ihrem kühlenden Effekt positiv auf die klimatischen Bedingungen aus. 

Der Erhalt und die naturnahe Gestaltung und Pflege von Grünflächen sind somit von 

zentraler Bedeutung. 

Was s ind Grünflächen? 

Unter Grünflächen versteht man im allgemeinen Sprachgebrauch bepflanzte, parkartig 

oder gärtnerisch gestaltete Freiflächen sowohl im öffentlichen als auch im privaten Be-

reich. Grünflächen dienen somit dem Menschen als Erholungsraum und Tieren und 

Pflanzen als Lebensraum. Der Regierungsrat hat mit RRB 2020/64 und RRB 2020/65 vom 

14. Januar 2020 klargestellt, dass begrünte, nicht versiegelte Parkplätze und dauerbe-

grünte Fassaden nicht an die Grünflächenziffer anrechenbar sind (siehe dazu auch den 

Beitrag zu den Nutzungsziffern im vorliegenden Mitteilungsblatt, S. 32 ff.).. 

Welche Bedeutung haben Grünflächen? 

In den letzten Jahren haben vegetationsarme bis vegetationsfreie Flächen (z.B. Schot-

tergärten) in der Aussenraumgestaltung sowohl im öffentlichen wie auch privaten 

Raum leider markant zugenommen. Solche Anlagen bestehen meist zu einem wesentli-

chen Anteil aus Schroppen und Steinen unterschiedlicher Grösse, Herkunft und Zusam-

mensetzung. Um einen spontanen Bewuchs zu verhindern, wird vor dem Einbau dieses 

Materials meist die gesamte Humusschicht abgetragen und der Boden mit einem Vlies 

oder gar einer Folie abgedeckt. 

Anlagen mit nur sehr spärlichem oder gar keinem Bewuchs fördern die ökologische 

Verarmung von Böden. Ausserdem wirken sie sich negativ auf das Mikroklima aus und 

tragen an heissen Tagen zu einer zusätzlichen Steigerung der Aussentemperaturen bei. 
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Möglichkeiten der öffentlichen Hand? 

Der Stellenwert von öffentlichen und privaten Grünflächen kann heute nicht hoch ge-

nug eingeschätzt werden! Der Kanton will sich daher künftig mit der im Jahr 2018 vom 

Regierungsrat verabschiedeten Strategie Natur und Landschaft 2030+ (RRB 2018/1906 

vom 4. Dezember 2018) verstärkt für eine naturnahe Gestaltung der kantonseigenen 

Grünflächen engagieren. 

Auch auf kommunaler Ebene kann mit eigentümerverbindlichen Vorgaben zur Aussen-

raumgestaltung in der Ortsplanung direkt Einfluss auf die Garten- und Grünflächenge-

staltung bei Planungen von neuen Bauprojekten Einfluss genommen werden. Durch die 

Forderung nach genügend wasserdurchlässigen Grünflächen sowie standortgerechten 

und einheimischen Pflanzen kann beispielsweise der Bau von versiegelten Schottergär-

ten erschwert werden. Zentral ist dabei, dass die Bestimmungen von der Baubehörde 

vollzogen und kontrolliert werden. 

Auch schlagen wir eine aktive Rolle der Gemeinden bezüglich Sensibilisierung zu die-

sem Thema vor (z.B. Workshops, Informationsveranstaltungen, Merkblätter, Leitfäden, 

Kampagnen, Beratung). Bei Bedarf steht das Amt für Raumplanung den Gemeinden un-

terstützend mit guten Beispielen, Unterlagen, etc. bei. 

 

___________________________ 
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